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Habilitationsordnung
der Medizinischen Fakultät der

Charité -Universitätsmedizin Berlin
(HabOMed)

Auf der Grundlage des Art. I § 5 Abs. 3 i.V.m. § 10 Nr. 1  des
Vorschaltgesetzes zum Gesetz über die Umstrukturierung der
Hochschulmedizin im Land Berlin (HS-Med-G) vom 27. Mai
2003 (GVBl. S. 185) hat der Fakultätsrat der Charité – Uni-
versitätsmedizin Berlin am 10. Januar 2005  folgende Habi-
litationsordnung erlassen*): 
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§ 1
Habilitation und Habilitationszweck

Die Habilitation dient dem Nachweis der Befähigung, ein als
Habilitationsfach zugelassenes Fachgebiet der Medizin/Zahn-
medizin in Forschung und Lehre selbständig zu vertreten.

Als Habilitationsfach zugelassen gelten alle Gebiete der
Medizin/Zahnmedizin in Forschung und Lehre, die an der
Medizinischen Fakultät der Charité-Universitätsmedizin Ber-
lin wenigstens durch ein habilitiertes Mitglied vertreten sind.
Habilitationsfächer können auch durch Beschluss des Fakul-
tätsrates festgestellt werden.  Die Feststellung kann anlässlich
eines Habilitationsverfahrens erfolgen. Zuständig für alle Ent-
scheidungen in Habilitationsangelegenheiten ist der erweiter-
te Fakultätsrat im Sinne von § 70 Abs. 5 Berliner Hochschul-
gesetz.

§ 2
Habilitationsleistungen

Habilitationsleistungen bestehen aus (1) Vorlage einer Habili-
tationsschrift, aus (2) Vorlage von Nachweisen akademischer
Lehrtätigkeit, aus (3) einer Probelehrveranstaltung, aus (4)
einem öffentlichen wissenschaftlichen Vortrag, aus (5) der
Pflichtveröffentlichung und (6) aus der Antrittsvorlesung.
Die Habilitationsschrift kann in englischer Sprache vorgelegt
werden.

(1) Die Habilitationsschrift kann 

1. in Form einer umfassenden, wesentlich neue
Erkenntnisse erbringenden Habilitationsschrift
(Monographie) in dem Habilitationsfach, oder 

2. in Form einer kumulativen Habilitationsschrift
vorgelegt werden. Diese stützt sich auf eigene
bereits publizierte Forschungsergebnisse, die in
Form von Originalarbeiten in die Habilitations-
schrift einbezogen sind. Die Originalarbeiten,
überwiegend in Erst- oder Letztautorenschaft, sol-
len die Kreativität und breite wissenschaftliche
Befähigung erkennen lassen. Die Originalarbeiten
müssen in nationalen und internationalen Zeit-
schriften mit Begutachtungsverfahren veröffent-
licht sein. Die Anteile des/der  Habilitanden/Habi-
litandin an Gemeinschaftspublikationen sind
nachvollziehbar darzulegen.

(2) Nachweise zur Befähigung zu akademischer Lehrtätig-
keit (Besuch eines hochschuldidaktischen Kurses, spe-
zifizierte und quantitativ bewertbare Aufstellung der
akademischen Lehrtätigkeit) sind vorzulegen. Weitere
Einzelheiten regelt die Verfahrensordnung  zur Habilita-
tionsordnung.

(3) Im Rahmen der Habilitationsleistungen ist eine Probe-
lehrveranstaltung zum Zweck der Erstellung eines
didaktischen Gutachtens abzuhalten, in das auch eine
Stellungnahme der Ausbildungskommission über die
bisherige Lehrtätigkeit des Habilitanden/der Habilitan-
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din im Bereich der Ausbildung einbezogen wird.
Die Probelehrveranstaltung ist von dem Habi-
litanden/der Habilitandin im Einvernehmen mit der
Habilitationskommission anzusetzen. Hierzu sind die
Mitglieder der Ausbildungskommission einzuladen. Das
Gutachten darf nicht von der/dem Dienstvorgesetzten
der Habilitandin/des Habilitanden erstellt werden.
Detaillierte Festlegungen dazu werden in der Verfah-
rensordnung geregelt.

(4) Im Rahmen der Habilitationsleistungen ist ein frei
gehaltener öffentlicher wissenschaftlicher Vortrag von
ca. 15 Minuten mit anschließender wissenschaftlicher
Aussprache vor dem Fakultätsrat zu halten. Es sind von
dem Habilitanden/der Habilitandin drei Themen zur
Auswahl einzureichen, die aus Forschungsgebieten des
Habilitanden/der Habilitandin stammen sollen. Die
Habilitationskommission wählt davon ein Thema für
den öffentlichen wissenschaftlichen Vortrag aus und
teilt es dem Habilitanden/der Habilitandin mindestens
zwei Wochen vor dem Vortragstermin mit. Die Habilita-
tionskommission soll Vortragsthemen zurückweisen,
die untereinander oder mit dem Thema der schriftlichen
Habilitationsleistung oder der Dissertation in einem
engen Zusammenhang stehen.

(5) Pflichtveröffentlichung 
Der Habilitand/die Habilitandin ist verpflichtet,
seine/ihre schriftliche Habilitationsleistung der wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit in angemessener Weise
zugänglich zu machen, indem er/sie unentgeltlich
Exemplare an die Medizinische Bibliothek abliefert.
Näheres regelt die Verfahrensordnung zur Habilitations-
ordnung. 

(6) Die Antrittsvorlesung ist als Abschluss zu gestalten und
sollte im Rahmen der Pflichtlehre gehalten werden
(siehe § 9).

§ 3
Zulassungsvoraussetzungen

Voraussetzungen für die Zulassung zum Habilitationsverfah-
ren sind

(1) ein im Geltungsbereich des Grundgesetzes anerkanntes
abgeschlossenes Hochschulstudium sowie die Berechti-
gung zur Führung eines Doktorgrades,

(2) der Nachweis der Anerkennung als Facharzt/Fachärztin
bzw. als Zahnarzt/Zahnärztin, wenn die Habilitation für
ein Fach mit Aufgaben in der Krankenversorgung bean-
tragt wird,

(3) die Anerkennung der Gleichwertigkeit von Prüfungslei-
stungen und akademischen Graden, die an Hochschulen
außerhalb des Geltungsbereiches des Hochschulrah-
mengesetzes erbracht bzw. erworben wurden,

(4) der Nachweis einer ausreichenden Tätigkeit in der stu-
dentischen Ausbildung. Näheres regelt die Verfahrens-
ordnung zur Habilitationsordnung,

(5) der Nachweis einer hochschuldidaktischen Weiterbil-
dung nach der Promotion. Näheres regelt die Verfah-
rensregelung zur Habilitationsordnung,

(6) der Nachweis einer intensiven und erfolgreichen  wis-
senschaftlichen Tätigkeit. Näheres regelt die Verfah-
rensregelung zur Habilitationsordnung.

§ 4
Zulassungsverfahren

(1) Begehrt ein Wissenschaftler/ eine Wissenschaftlerin die
Eröffnung eines Habilitationsverfahrens, so nimmt
er/sie Kontakt zum/zur zuständigen Habilitationsbeauf-
tragten seines/ihres Campus auf, der/die lt. §5(2) vom
Fakultätsrat benannt wurde. Er/Sie lässt sich beraten, ob
die Habilitationsvorleistungen lt. § 3 erfüllt sind und den
Antrag zur Eröffnung eines Habilitationsverfahrens
rechtfertigen. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zum Habilitationsverfahren
ist unter Angabe des Faches, für das nach  § 1 die Lehr-
befähigung angestrebt wird, schriftlich an den
Dekan/die Dekanin der Medizinischen Fakultät der
Charité-Universitätsmedizin Berlin  zu richten. Der
Antrag und die Unterlagen sind im Dekanat einzurei-
chen. 

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

a) Tabellarischer Lebenslauf mit wissenschaftlichem
Werdegang; 

b) Zeugnis oder Urkunde des Hochschulabschlusses;

c) Approbationsurkunde, wenn die Habilitation für
ein Fach beantragt wird, in dem die ärztliche/zahn-
ärztliche Approbation erforderlich ist;

d) Urkunde der Promotion;

e) gegebenenfalls Nachweise gemäß § 2(2);

f) Nachweis der durchgeführten akademischen Lehr-
veranstaltungen gemäß § 2 (2) und weiterer Tätig-
keit in der studentischen Ausbildung entsprechend
der Geschäftsordnung.

g) Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an
einer hochschuldidaktischen Weiterbildung nach
der Promotion;

h) Verzeichnis aller wissenschaftlichen Publikatio-
nen und Vorträge einschließlich der Dissertation
gemäß § 2 (2);

i) schriftliche Habilitationsleistungen gemäß § 2 (1)
in zwölf Exemplaren;

j) maximal 10 der wichtigsten Originalarbeiten, im
Falle der Einreichung einer Monographie gemäß §
2 (1.1) in Form 12 gebundener Exemplare;

k) eine Erklärung, die besagt, 

• dass weder früher noch gleichzeitig ein Habilitati-
onsverfahren durchgeführt oder angemeldet wird
bzw. wurde, 
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• welchen Ausgang ein durchgeführtes Habilitati-
onsverfahren hatte,

• dass die vorgelegte Habilitationsschrift ohne frem-
de Hilfe verfasst, die beschriebenen Ergebnisse
selbst gewonnen sowie die verwendeten Hilfsmit-
tel, die Zusammenarbeit mit anderen Wissen-
schaftlern/Wissenschaftlerinnen und mit techni-
schen Hilfskräften sowie die verwendete Literatur
vollständig in der Habilitationsschrift angegeben
wurden.

• dass dem Bewerber/der Bewerberin die geltende
Habilitationsordnung bekannt ist.

l) Führungszeugnis

m) Nachweis der Entrichtung einer Habilitationsge-
bühr. Näheres regelt die Gebührensatzung.

(4) Der Fakultätsrat soll innerhalb von zwei Monaten die
Entscheidung über die Annahme oder die Ablehnung
des Antrages auf Zulassung zum Habilitationsverfahren
treffen. Die Frist beginnt, wenn die Unterlagen gemäß §
4 (3) vollständig  dem Dekan / der  Dekanin vorliegen.
Ausnahmen gelten bei Vorgängen, die in § 4 (6) geregelt
sind.

(5) Die Zulassung darf abgelehnt werden, wenn die in § 2
genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die mit
dem Zulassungsantrag eingereichten Unterlagen nach §
4 (3) unvollständig sind und binnen einer Frist von
sechs Monaten nach Aufforderung nicht ergänzt wer-
den, der gemäß § 8 (6) festgelegte Zeitraum von zwei
Jahren noch nicht abgelaufen ist oder bereits einmal
schriftliche Habilitationsleistungen des Antragstellers/
der Antragstellerin an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule im Geltungsbereich des Grundgesetzes abgelehnt
wurden.

(6) Von Anträgen auf Zulassung zum Habilitationsverfah-
ren mit interdisziplinärer Themenstellung unterrichtet
der Dekan / die  Dekanin alle fachlich betroffenen Fach-
bereiche/Fakultäten der Humboldt-Universität Berlin
und der Freien Universität  Berlin und fordert eine Stel-
lungnahme an. Er entscheidet anschließend, ob das Ver-
fahren an der Fakultät der Antragstellung durchge-führt
werden soll.

I. Ein Habilitand/eine Habilitandin kann beim
Dekan/bei der  Dekanin beantragen, dass sein/ihr
Habilitationsverfahren von mehreren fachlich
betroffenen Fachbereichen/Fakultäten gemein-
sam durchgeführt wird (interdisziplinäres Habili-
tationsverfahren). Der Dekan/Die Dekanin unter-
richtet die weitere/n Fakultät/en bzw.
Fachbereich/e über den Antrag und führt die Ent-
scheidung des Fachbereichs/Fakultätsrates bzw.
der Fakultätsräte/Fachbereichsräte herbei, ob das
Verfahren

a) nur in einer Fakultät/Fachbereich oder

b) durch eine gemeinsame Kommission der Fakultä-
ten/Fachbereiche durchzuführen ist. Im Falle einer
Nichteinigung der Fakultäten/Fachbereiche ent-

scheidet entsprechend Art. I § 8 Abs. 4 Vorschalt-
gesetz der Medizinsenat gemeinsam mit dem
zuständigen Gremium (Akademischer Senat) der
anderen beteiligten Hochschule.

II. Wird das Verfahren gem. I a) durchgeführt, so sind
die anderen betroffenen Fakultäten zuvor anzuhö-
ren und in der Habilitationskommission  angemes-
sen zu beteiligen.

III.   Auch ohne entsprechenden Antrag gem. Abs. I.
Satz 1 können der Fakultätsrat der Charité - Uni-
versitätsmedizin Berlin und der jeweils andere
betroffene Fakultätsrat beschließen, dass ein Habi-
litationsverfahren  von mehreren Fakultäten/Fach-
bereichen durchgeführt wird. Es ist dann Abs. 1.
entsprechend anzuwenden.

§ 5
Habilitationskommission 

(1) Stimmt der Fakultätsrat dem Antrag auf Zulassung zum
Habilitationsverfahren zu, so bestellt er anschließend
die Habilitationskommission, die für die Habilitations-
schrift Gutachten einholt.

(2) Die Habilitationskommission wird geleitet von dem/der
jeweiligen Habilitationsbeauftragten. Der/die Habilitati-
onsbeauftragte wird für jeden Campus vom Fakultätsrat
aus der Gruppe der Hochschullehrer/Hochschullehrerin-
nen benannt.

(3) Der Habilitationskommission gehören weiterhin an:
mindestens 6 Professoren/Professorinnen. Die Habilita-
tionskommission kann eine akademische  Mitarbeiterin
oder einen akademischen Mitarbeiter und eine oder
einen Studierende/n sowie weitere Fachleute zur Bera-
tung hinzuziehen. Die Habilitationsangelegenheiten
werden in nicht öffentlicher Sitzung behandelt.

(4) Die Mitglieder der Habilitationskommission unterliegen
der Amtsverschwiegenheit. Sofern die Mitglieder der
Habilitationskommission nicht im öffentlichen Dienst
beschäftigt sind, sind sie durch den Vorsitzenden/die
Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§ 6
Habilitationsverfahren

(1) Ein eröffnetes Habilitationsverfahren ist allen Hoch-
schullehrern/Hochschulehrerinnen der Charité – Uni-
versitätsmedizin Berlin in geeigneter Weise umgehend
schriftlich bekannt zu machen.

(2) Die/der Habilitationsbeauftragte lädt den
Kandidaten/die Kandidatin zur Sitzung der Habilitati-
onskommission ein. An dieser Sitzung soll auch der/die
Geschäftsführende Direktor/Direktorin der Einrichtung,
zu der das Fachgebiet gehört und für das die Lehrbefä-
higung beantragt wird, (Fachvertreter/Fachvertreterin)
oder sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin teilneh-
men.
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(3) Die Habilitationskommission entscheidet nach Anhö-
rung des Kandidaten/der Kandidatin  und Stellungnah-
me des jeweiligen Fachvertreters/der jeweiligen Fach-
vertreterin durch Abstimmung über das weitere
Verfahren (Annahme oder Ablehnung des Antrages,
gegebenenfalls Vorschlag zur Eröffnung des Habilitati-
onsverfahrens und zu den Gutachtern/Gutachterinnen).
Ein ablehnendes Votum des Fachvertreters/der Fachver-
treterin ist durch diesen schriftlich zu begründen. 

(4) Die Habilitationskommission bestellt für die Beurtei-
lung der schriftlichen Habilitationsleistung mindestens
2 Gutachter/Gutachterinnen. Diese dürfen nicht zur
Medizinischen Fakultät der Charité – Universitätsmedi-
zin Berlin gehören und nicht Co-Autor/ Co-Autorin der
wissenschaftlichen Publikationen sein. Gutachter/Gut-
achterin darf ebenfalls nur sein, wer für das Fachgebiet
wissenschaftlich ausgewiesen ist. Den Gutachtern/Gut-
achterinnen ist die Kenntnis der maßgeblichen Vor-
schriften dieser Habilitationsordnung und der aktuellen
Verfahrensordnung zur Habilitationsordnung zu vermit-
teln.

(5) Jedes Gutachten muss eine Gesamteinschätzung aller
bei der Habilitation eingereichten Arbeiten geben und
eine eindeutige Beurteilung, verbunden mit einer aus-
führlichen Begründung beinhalten. Die Gutachter bzw.
Gutachterinnen müssen die Annahme, Rückgabe zur
Beseitigung bestimmter Mängel oder die Ablehnung der
schriftlichen Habilitationsleistung empfehlen.

(6) Die Gutachter/Gutachterinnen haben Bewertungen vor-
zunehmen, die der Habilitationskommission eine der in
§ 7 (3) a) -c) genannten Empfehlungen an den Fakultäts-
rat ermöglicht. Bei voneinander abweichenden Bewer-
tungen können weitere Gutachter/Gutachterinnen
bestellt werden. Die Habilitationskommission trägt
dafür Sorge, dass Gutachten vor Beginn der Auslegefrist
anderen Gutachtern/Gutachterinnen nicht zur Kenntnis
gelangen. 

(7) Die Gutachten sind unabhängig voneinander zu erstel-
len und sollen innerhalb von zwei Monaten der Habili-
tationskommission vorliegen. Andernfalls kann die
Habilitationskommission eine Nachfrist setzen oder
andere Gutachter/Gutachterinnen bestellen. 

§ 7
Entscheidung über die Habilitationsleistungen

(1) Die Habilitationsleistungen gemäß § 2 (1) bis (3) sowie
die Gutachten sind für 2 Wochen zur Einsichtnahme
durch die Mitglieder der Habilitationskommission und
des Fakultätsrates sowie die Professoren/Professorinnen
und habilitierten Mitglieder der Medizinischen Fakultät
der Charité - Universitätsmedizin Berlin im Büro des
Dekanats auszulegen. Dies ist bekannt zu machen.
Näheres regelt die Verfahrensordnung.

(2) Einsprüche sind innerhalb einer Woche nach Ablauf der
Auslegefrist schriftlich an den Vorsitzenden/die Vorsit-
zende der  Habilitationskommission einzureichen.

(3) Nach Ablauf der Auslege- und Einspruchsfrist empfiehlt
die Habilitationskommission dem Fakultätsrat aufgrund
der Gutachten:

a) die Annahme der schriftlichen Leistung als Habi-
litationsleistung oder

b) die Ablehnung der schriftlichen Leistung als Habi-
litationsleistung oder

c) die Rückgabe des Antrags zur Beseitigung
bestimmter Mängel. 

Die Empfehlung ist auf der Grundlage der Gutachteräußerun-
gen bzw. der Einsprüche zu begründen, sie kann auch ein
Minderheitenvotum beinhalten. 

(4) Nachdem der Fakultätsrat die schriftliche Habilitations-
leistung angenommen hat, wird der Bewerber/die
Bewerberin aufgefordert, drei Vortragsthemen gemäß §
2 (4) dem/der Habilitationsbeauftragten einzureichen.
Die Habilitationskommission legt das Thema für den
öffentlichen wissenschaftlichen Vortrag mit anschlie-
ßender wissenschaftlicher Aussprache vor dem Fakul-
tätsrat fest. 

(5) Der Dekan/Die Dekanin bestimmt Termin und Ort des
öffentlichen wissenschaftlichen Vortrags mit anschlie-
ßender wissenschaftlicher Aussprache vor dem Fakul-
tätsrat und lädt mit einer Frist von mindestens zwei
Wochen fakultätsöffentlich dazu ein. Der Vortrag und
die Aussprache sollen in der Regel in deutscher Sprache
stattfinden.

(6) Der Vortrag und die wissenschaftliche Aussprache wer-
den vom Dekan/von der  Dekanin im Rahmen einer
Fakultätsratssitzung in Form eines Colloquiums gelei-
tet. Näheres regelt die Verfahrensordnung zur Habilita-
tionsordnung.

(7) Im Anschluss an Vortrag und Aussprache beschließen
die anwesenden Professoren/Professorinnen des gemäß
§ 70 Abs. 5 des Berliner Hochschulgesetzes erweiterten
Fakultätsrates, ob Vortrag und Aussprache den an eine
Habilitationsleistung zu stellenden Anforderungen
genügen und ob die Lehrbefähigung erteilt werden
kann.

(8) Der Beschluss des Fakultätsrates wird nach Würdigung
der wissenschaftlichen und didaktischen Leistungen des
Bewerbers/der Bewerberin in Forschung und Lehre
durch den Dekan/die  Dekanin mit der Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen der Professoren/Profes-
sorinnen und habilitierten Mitglieder sowie die gem.
Grundordnung erweiterten Mitglieder des Fakultätsrates
gefasst. Stimmenthaltungen sind unzulässig.

(9) Die Entscheidung über das Habilitationsverfahren soll
innerhalb von zwölf Monaten nach Zulassung zum Ver-
fahren getroffen werden.
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§ 8
Rücknahme des Antrages, Wiederholung von Einzellei-

stungen und des gesamten Verfahrens, Abbruch des Ver-
fahrens

(1) Einem Antrag des Habilitanden/der Habilitandin auf
Rücknahme des Habilitationsantrages (eröffnetes Ver-
fahren) hat die Habilitationskommission zu entspre-
chen, solange noch kein Gutachten über die schriftliche
Habilitationsleistung angefordert ist und keine Probe-
vorlesung stattgefunden hat.

(2) Das Habilitationsverfahren ist abzubrechen, wenn

a) eine vom Habilitanden/von der Habilitandin zu
erbringende Habilitationsleistung ggf. auch als
Wiederholung vom Fakultätsrat abgelehnt wird.

b) der Habilitand/die Habilitandin eine der Habilita-
tionsleistungen nach § 2 nicht innerhalb der
ihm/ihr gesetzten Frist erbringt.

c) der Habilitand/die Habilitandin nach Anforderung
der Gutachten oder nach der Probevorlesung auf
eine Weiterführung des Habilitationsverfahrens
verzichtet.

d) der Habilitand/die Habilitandin versucht hat, im
Habilitationsverfahren zu täuschen oder wenn
er/sie falsche Angaben gemacht hat.

(3) Im Zweifelsfall wird das Habilitationsverfahren bis zur
Klärung der Beanstandungen ausgesetzt. Dem Habili-
tanden/der Habilitandin ist Gelegenheit zur Stellung-
nahme vor dem Fakultätsrat zu geben. Entsprechend
entscheidet in Abs. 6 der Fakultätsrat, dass die Habilita-
tionsschrift zurückzugeben ist (vgl. § 71 Abs. 4
BerlHG). 

(4) Der Abbruch ist schriftlich zu begründen. Die Begrün-
dung muss im Wortlaut vom erweiterten Fakultätsrat
beschlossen werden. Der Bescheid ist der Habilitan-
din/dem Habilitanden schriftlich und mit einer Rechts-
mittelbelehrung zu übermitteln.

(5) Können die vom Habilitanden/von der Habilitandin
nachgewiesenen Leistungen in der studentischen Aus-
bildung nicht als habilitationsadäquate Leistung aner-
kannt werden, wird dem Habilitanden/der Habilitandin
Gelegenheit gegeben, die geforderten didaktische Lei-
stungen innerhalb von zwölf Monaten nachzuholen
bzw. zu wiederholen.

(6) Entscheidet der Fakultätsrat, dass die Habilitations-
schrift zurückzugeben ist, so setzt sie im Benehmen mit
dem Habilitanden/der Habilitandin eine angemessene
Frist für die Neuvorlage der schriftlichen Habilitations-
leistung fest; die Frist kann aus wichtigem Grund auf
Antrag des Bewerbers/der Bewerberin verlängert wer-
den.

(7) Hat der öffentliche wissenschaftliche Vortrag mit Aus-
sprache nicht einer habilitationsadäquaten Vortragslei-
stung entsprochen, entscheidet der Fakultätsrat über die
Möglichkeit eines Wiederholungstermins für einen
neuen Vortrag mit Aussprache frühestens nach sechs
und spätestens nach zwölf Monaten.

(8) Wird das Habilitationsverfahren gem. § 8 (2) abgebro-
chen, so kann die Zulassung zu einem neuen Habilitati-
onsverfahren in der Fakultät frühestens nach zwei Jah-
ren beantragt werden. Bereits erbrachte und anerkannte
didaktische Habilitationsleistungen werden angerech-
net. Diese Frist gilt auch für Bewerber / Bewerberinnen,
deren Habilitationsverfahren bei einer anderen wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Grundgesetzes abgebrochen worden war.

§ 9
Zuerkennung der Lehrbefähigung und Habilitationsur-

kunde

(1) Nach erfolgreichem Abschluss des Habilitationsverfah-
rens verleiht der Dekan/die  Dekanin bzw. einer/eine der
Prodekane/Prodekaninnen die Lehrbefähigung durch
Aushändigung der Habilitationsurkunde in der Antritts-
vorlesung. Die Habilitation ist damit vollzogen. 

(2) Die Habilitationsurkunde wird in deutscher Sprache
ausgestellt. 

(3) Die Habilitationsurkunde muss enthalten:

• den Namen der Fakultät 

• den Namen des/der Habilitierten

• das Geburtsdatum und der Geburtsort

• die Zuerkennung der Lehrbefähigung für das
Habilitationsfach

• das Thema der Habilitationsschrift sowie des
öffentlichen Vortrages

• das Datum des Fakultätsratsbeschlusses gemäß § 7
(5), das zugleich Datum der Habilitation ist

• den Namen und die Unterschrift des Dekans/der
Dekanin der Charité-Universitätsmedizin Berlin /
des Präsidenten/der Präsidentin der Freien Univer-
sität Berlin und der Humboldt-Universität zu Ber-
lin / Siegel .

§ 10
Rücknahme der Zulassung zur Habilitation

(1) Ergibt sich nach Eröffnung eines Habilitationsverfah-
rens und vor Aushändigung der Urkunde, dass der
Bewerber/die Bewerberin eine Zulassungsvorausset-
zung vorgetäuscht hat oder dass wesentliche Zulas-
sungsvoraussetzungen irrigerweise als gegeben ange-
nommen worden sind, so muss der Fakultätsrat die
Zulassung zur Habilitation widerrufen. Dasselbe gilt,
wenn Tatsachen bekannt werden, die die Entziehung des
Doktorgrades nach sich ziehen würden.
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(2) Ergibt sich nach Eröffnung eines Habilitationsverfah-
rens und vor Aushändigung der Urkunde, dass der Habi-
litand/die Habilitandin bei einer Habilitationsleistung
eine arglistige Täuschung begangen hat, so erklärt der
Fakultätsrat alle erbrachten Habilitationsleistungen für
ungültig, und das Habilitationsverfahren gilt als nicht
erfolgreich beendet.

(3) Wird nach Eröffnung eines Habilitationsverfahrens und
vor Aushändigung der Urkunde ein staatsanwaltliches
Ermittlungsverfahren gegen den Habilitanden/die Habi-
litandin bekannt, so entscheidet der Fakultätsrat über ein
Ruhen des Habilitationsverfahrens. Bestätigen sich spä-
ter strafrechtliche Tatbestände, die den Entzug des Dok-
torgrades nach den Vorschriften über die Führung aka-
demischer Grade rechtfertigen würden, wird das
Habilitationsverfahren abgebrochen.

(4) Vor einer Beschlussfassung nach den Absätzen (1) bis
(3) ist der Betroffene/die Betroffene zu hören. Der
Beschluss ist im Wortlaut vom Fakultätsrat zu beschlie-
ßen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

§ 11
Änderung der Lehrbefähigung

(1) Bereits Habilitierte können einen Antrag auf Änderung
(Erweiterung oder Umbenennung) des Faches/Fachge-
bietes ihrer Lehrbefähigung stellen. Die Zulassungsvor-
aussetzungen sind durch die Vorlage der Habilitations-
urkunde erfüllt. In dem Antrag sind diejenigen
Leistungen zu benennen, auf die sich der Änderungsan-
trag stützt. Soweit es sich um schriftliche Unterlagen
handelt, sind diese einzureichen.

(2) Der Fakultätsrat entscheidet unter Berücksichtigung der
§§ 46 (6) und 70 (5) BerlHG, ob dem Antrag ohne wei-
teres Verfahren entsprochen werden kann. Wird ein wei-
teres Verfahren für erforderlich gehalten, so gelten die
Vorschriften über die Durchführung und den Abschluss
von Habilitationsverfahren entsprechend. Im Ände-
rungsverfahren darf eine Habilitationsschrift gemäß § 2
(1) nicht verlangt werden.

§ 12
Allgemeine Verfahrensregelungen

(1) Für alle verfahrensmäßigen wie die Leistung wertenden
Entscheidungen im Habilitationsverfahren gelten die
Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom
25.05.1976 in der jeweils gültigen Fassung in Verbin-
dung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz Berlin vom
8.12.1976 in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Der Dekan/die Dekanin ist verpflichtet, dafür Sorge zu
tragen, dass das gesamte Verfahren von Stellung des
Zulassungsantrages an in der Regel innerhalb von 12
Monaten abgeschlossen werden kann. Kann dies nicht
innerhalb dieses Zeitraumes geschehen, so ist vom
Fakultätsrat eine Fristverlängerung zu beschließen und
dies dem Habilitanden/der Habilitandin mitzuteilen. 

(3) Der Dekan/die Dekanin kann von allen Verfahrensbetei-
ligten angerufen werden.

(4) Alle verfahrenserheblichen Mitteilungen an den Habili-
tanden/die Habilitandin bedürfen der Schriftform, dies
gilt insbesondere für belastende Entscheidungen und
Fristenregelungen. Diese sind zu begründen und mit
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

(5) Der Bewerber/Die Bewerberin hat das Recht auf Ein-
sicht in den gesamten Habilitationsvorgang, einschließ-
lich der anonymisierten Gutachten und Stellungnahmen.
Die Akteneinsicht erfolgt in den Räumen des Dekanats.

(6) Die Präsidenten/Präsidentinnen sind über das Habilitati-
onsverfahren zu unterrichten.

(7) Der Fakultätsrat erarbeitet und beschließt die Verfah-
rensregelung.

§ 13
Besonderes Verfahren

Wissenschaftler/Wissenschaftlerinnen, die den akademischen
Grad des Dr. sc. und die Facultas docendi erworben hatten,
können bei der Charité - Universitätsmedizin Berlin die Aner-
kennung beider Leistungen als zum Zeitpunkt ihrer Erbrin-
gung als habilitationsgleichwertige Leistungen gemäß Art. 37,
Abs. 1, Satz 3 Einigungsvertrag beantragen. Über den Antrag
entscheidet der Fakultätsrat.

§ 14
Übergangsregelungen

Habilitanden/Habilitandinnen, deren Habilitationsverfahren
vor Inkrafttreten dieser Habilitationsordnung eröffnet wurde,
können das Habilitationsverfahren nach der zu diesem Zeit-
punkt geltenden Ordnung abschließen.

§ 15
Inkrafttreten

Die Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in den Mitteilungen (Amtsblatt der Freien Universität
Berlin) und im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universität zu Berlin in Kraft.

Mit dem Inkrafttreten dieser Ordnung treten die Habilitations-
ordnungen der Medizinischen Fakultät Charité vom 03. März
1999 (Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universität
zu Berlin Nr. 2/1999) und die Habilitationsordnung des Fach-
bereichs Medizin der Freien Universität Berlin (HabO Med)
vom 22. Juni 1987 (FU-Mitteilungen Nr. 3/1990) außer Kraft.
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Gebührensatzung 
für Habilitationen an der Charité - Universitätsmedizin

Berlin 

Auf der Grundlage des Art. I § 5 Abs. 3 i.V.m. § 10 Nr. 1  des
Vorschaltgesetzes zum Gesetz über die Umstrukturierung der
Hochschulmedizin im Land Berlin (HS-Med-G) vom 27. Mai
2003 (GVBl. S. 185) hat der Fakultätsrat der Charité – Uni-
versitätsmedizin Berlin am 10. Januar 2005  folgende Gebüh-
rensatzung für Habilitationen an  der Charité erlassen*): 

§ 1 
Geltungsbereich und Grundsätze 

(1) Die Gebührensatzung gilt in Verbindung mit der vom
Fakultätsrat der Charité - Universitätsmedizin Berlin
erlassenen Habilitationsordnung der Charité - Universi-
tätsmedizin Berlin in der jeweils gültigen Fassung. 

(2) Die Charité - Universitätsmedizin Berlin erhebt für die
Inanspruchnahme ihres Habilitationsbüros gemäß § 4
Absatz 3 m der Habilitationsordnung eine Gebühr. 

(3) Eine Inanspruchnahme des Habilitationsbüros liegt vor,
wenn beim Dekan ein Antrag auf Eröffnung eines Habi-
litationsverfahrens gemäß § 4 der Habilitationsordnung
vom 10. Januar 2005 gestellt wurde. 

§ 2 
Bemessungsrahmen für die Gebühr und andere Kosten 

Für die abschließende Durchführung einer Habilitation wird
eine pauschale Gebühr in Höhe von 250, 00 € (in Worten:
zweihundertfünfzig) erhoben. 

§ 3 
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist der/die Antragsteller/in vor dem
Fakultätsrat der Charité -Universitätsmedizin Berlin. Dritte
können die Gebührenübernahme erklären. 

§ 4 
Entstehung der Zahlungspflicht und Form der Zahlung 

(1) Die Pflicht zur Zahlung der Gebühr entsteht mit der
Antragstellung. Die Zahlungsaufforderung unterliegt
keiner Formpflicht. 

(2) Vom Gebührenschuldner wird gemäß § 4 der Habilitati-
onsordnung vom 10. Januar 2005 eine sofortige  Voraus-
zahlung  in Höhe der vollen Gebühr erhoben. 

(3) Die Zahlung der Gebühr  ist Voraussetzung für das
Tätigwerden der entsprechend der Habilitationsordnung
vom Fakultätsrat der Charité festgelegten Kommission.
Der Antragsteller / Die Antragstellerin hat die Einzah-
lung nachzuweisen. 

(4) Bei vorzeitiger Rücknahme eines Antrags wird die erho-
bene Gebühr gemessen am bereits entstandenen Auf-
wand dem Antragsteller / der Antragstellerin anteilig
oder vollständig rückerstattet. 

§ 5 
Gebührenbefreiung und Gebührenermäßigung 

(1) Von der Gebührenerhebung kann im begründeten Ein-
zelfall nach billigem Ermessen des Fakultätsrates ganz
oder teilweise abgesehen werden. 

(2) Bei der Entscheidung über eine Ermäßigung / Befreiung
sollen folgende Grundsätze berücksichtigt werden: 

Gleichbehandlung gleich liegender Fälle, 
Berücksichtigung finanzieller Leistungsfähigkeit des/der
Betroffenen 

§ 6 
Veröffentlichung und Inkrafttreten 

Die Gebührenordnung tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in den Mitteilungen (Amtsblatt der Freien Universität
Berlin)  im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin in Kraft. 
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*) Diese Ordnung ist von der für Hochschulen zuständigen Senatsverwal-
tung am 24. Februar 2005 bestätigt worden. 
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